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21VJ A n"f rag e 

der Abg. Dr •. 8 t U.b e ~J Dr. P f ei f e r, N 0 U ma n n und Genoss~n 
an den Bundeskanzler~ 

betreffend Anrechnung der Jahre 1945 bis 1948 für Bundesbeamte. 

-- .......... --
Derzeit werden jonen Beamten des öffont~ichenDiEmstes, die 

ehemals ~ tglioJ.ar· (Anwärter) der NSDAP waren, 1hre Dienstjahre 1945 bis 

1948 auf dieVorriickung US~. nur in Ausnahms fäll on angerechnet (''Kann-
bestimmungtf ). . 

Dem Vernehmon nach soll zwar das Bundeskanzleramt bereits seit 

Qiniger Zeit einen Gesetzentwurf, betreffend generell 0 Anrechnung der 

Dienstjahre 1945 bis 1948 f"dr ehemalige' Partoiangeh8rige,ausaearbei tet" , 

haben, doch soll· sich desSon Einbringung im Nationalrat· immer wieder dadurch 

verzögert haben, dass massgebcnde Kreise das Gesetz mit -einem anderen Gesetz j 

einem Haftentschädigungsgosotz für ehemalige KZler, koppeln wollten. Für die 

Bedeckung der durch letzteres Gesetz dem Staat orwaGhsenden Auslagen soll 

si ch aber das Finanzressort ausserstande erkliirt haben. _ 

Nunmehr hat der Verwaltungsaerichtshof eben im Falle des 'Finanz­

oberkommissärs der steirischen Fina.nzlandosdi~~ktion Dr.Rans Hänt$chol 
." 

eiDe :tür staatlich 'bedionstete ''Minderbelasteto" prinzipielle EntschQid~ 

getroffen~ wonaoh die D10nstzeit von Mai ,1945 bis Jun~1948 don minderbe- ' 

lasteten Beamten anzureohnen sei. 

Die unterzei ohne ten· Ab€Qordneten halten eine en~ltige Liqui-. , 

dierung der sich a.us dar ehemaligen NSMlitgliedscba.tt (Anwartschaft) von, 

~eamton diesen gegeDuber aucll heute noch ergebendQD dienstreohtlieb.en 

13enachteiligu.ngentUr hoch an der Zeit und warden es für äusserst bedäuerlieb. 

finden" wenn sich dar Bund auf deDselben StandpUnkt stellen würde wie die 

Geme.inde Wiei gegenüborihren ehemaligenNB-Angostallten,die trotz eines 

zu ihren Gunsten sprachanden präjudiziellen Erk'ßlUltnisses desVerwal tungsge­

richtshofesihre rüCkständigen Gehaltsforderungen noch immer in jedem einzel­

nen Falle einklagen müssen. 

Wlrstellen dahor an den Herrn Bundeskanzler die 

Anfrage: 

Ist der Herr Bundeskanzler bereit, durch Erlass zu verfügen,dass die in 
dem erwähnten Erkenntnis des Verwaltungscerichtshofos zum Ausdruck gebrachte 
Rechtaansicht generell für alla minderbelasteten Beamten zu gelten hat? 

-.-....... 
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